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Vor dreißig ahren als die Revolutionen In (Ost: und Mitteleuropa
ZU Ende der en Blockkonfrontationen zwischen der Sowjetunion und
der USA führten, hofften viele Menschen, dass die Welt, die Jahrelang wän:
rend des Kalten Krieges atomaren Abgrund schwebte, MUunNn Triedlicher
werden wuürde Diese Hoffinung EerTrWIeSs sich als trügerisch. Die Konfliktli
1en haben sich In e1ner hochkomplexen Gemengelage verändert,
ahber die Bereitsc miıt Gewalt, mi1t rieg ONTMkKTe Osen hat ach
990 eher ZUSCNOÖMMENN. UuSSIan: und die USAÄA Tallen In ihre alte Droh
rneior1ı zurück, indem S1E 2019 den 098 7/ seschlossenen Vertrag ber die
rüstung der nuklearen Mittelstreckenraketen 1n Europa aufkündigten.

Für die christlichen Kiırchen und ihre Friedensethik 1st miıt dem Ruf
„keine ewalt” der 089 wirkmächtig aufT den traßen In Leipzig und
Anklam, 1n Plauen und Dresden erklang, die /Zielperspektive Tur den Um
galıg mi1t KonfTlikten 1n e1ner unifriedlichen und och nicht erlöstien VWelt
aufT dem Weg einem serechten Frieden mi1t ZWE1 Worten beschrieben
Die Schritte, die aufT diesen Weg führen, wurden 1n der Geschichte der
Evangelischen Kıirche 1n Deutschlan: In Abhängigkeit den jeweiligen
politischen KRahmenbedingungen unterschiedlich beantwortet Im vorlie-
senden lext werden exemplarisch TIriedensethische /äsuren nner der
evangelischen Kiırchen In der DDR erinner
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Vor dreißig Jahren – als die Revolutionen in Ost- und Mitteleuropa u. a.
zum Ende der dualen Blockkonfrontationen zwischen der Sowjetunion und
der USA führten, hofften viele Menschen, dass die Welt, die jahrelang wäh-
rend des Kalten Krieges am atomaren Abgrund schwebte, nun friedlicher
werden würde. Diese Hoffnung erwies sich als trügerisch. Die Konfliktli-
nien haben sich in einer hochkomplexen Gemengelage zwar verändert,
aber die Bereitschaft mit Gewalt, mit Krieg Konflikte zu lösen hat nach
1990 eher zugenommen. Russland und die USA fallen in ihre alte Droh-
rhetorik zurück, indem sie 2019 den 1987 geschlossenen Vertrag über die
Abrüstung der nuklearen Mittelstreckenraketen in Europa aufkündigten. 

Für die christlichen Kirchen und ihre Friedensethik ist mit dem Ruf
„keine Gewalt“, der 1989 wirkmächtig auf den Straßen in Leipzig und 
Anklam, in Plauen und Dresden erklang, die Zielperspektive für den Um-
gang mit Konflikten in einer unfriedlichen und noch nicht erlösten Welt
auf dem Weg zu einem gerechten Frieden mit zwei Worten beschrieben.
Die Schritte, die auf diesen Weg führen, wurden in der Geschichte der
Evangelischen Kirche in Deutschland in Abhängigkeit zu den jeweiligen
politischen Rahmenbedingungen unterschiedlich beantwortet. Im vorlie-
genden Text werden exemplarisch friedensethische Zäsuren innerhalb der
evangelischen Kirchen in der DDR erinnert. 

1 Dr. Marie Anne Subklew-Jeutner, geb. in Greifswald, studierte nach einer Elektrikerlehre
Theologie am Ostberliner Sprachenkonvikt und in Leipzig. Sie arbeitete u. a. als Korre-
spondentin des Evangelischen Pressedienstes (epd), als Pfarrerin in Greifswald und Ham-
burg und bei der Beauftragten des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der kommunis-
tischen Diktatur. Sie promovierte am Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaften der
Freien Universität Berlin und arbeitet seit 2017 an der Universität Hamburg.

„Keine Gewalt“ –
friedensethische Positionen
der DDR-Kirchen
während des Kalten Krieges

Ein Rückblick
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EiNn UuUC  1C auf VeETrBANZENE Iriedensethische eDatten 1st deshalb 4AU/
nicht 1Ur e1nNe theologiegeschichtliche Reminiszenz vVeErgahgehN€E Zeiten,
Ondern auch e1nNe Prüfung, OD ber den zeitgeschichtlichen Horizont hın
AUS theologische Überlegungen auch völlig anderen politischen
menbedingungen ihre Jragfähigkeit ehalten und gegebenenfTalls iIMmMmer
öch als UOrientierung gelten könnten

ES seht alsg nicht die rage ach dem, W2S bleibt. ondern darum,
OD Jexte, die In politisch völlig anderen Konstellationen entstanden SINd,
dennoch aufgrun ihrer theologischen Begründungszusammenhänge auch
sgegenwärtig als Bezugspunkte christlicher Friedensverantwortung ZUMIIN-
dest wahrgenommen werden könnten

Fr die christlichen Kırchen die Friedensfrage ach dem Ende des
/weiten Weltkrieges mi1t seinen verheerenden Verwüstungen und 11110
nen Oftfen und dem 1INnAaruc des Versagens VOTN sroßen JTeilen der
deutschen Kiırchen 1n ezug aufT die Nazı-Diktatu 1n herausragendes
ema der Olffentilichen Verantwortung.

Die Vollversammlung des Ökumenischen ates der Kiırchen
948 In Amsterdam suchte Antworten auf die rage, welches Zeug

N1IS YI1sten und Kiırchen In /Zeiten nicht nachlassender politischer 5Span
NUNSEN die Welt wchten haben S1e Tormulierte am: 97 rieg soll
ach ottes ıllen nicht sein Die olle, die der rieg 1M eutigen 1nNier-
nationalen en spielt, 1st un wider ott und e1nNe Entwürdigung des
Menschen Die herkömmliche Annahme, daß Tur e1nNe gerechte
aCcC eiınen serechten rieg mi1t echten en ren ÖöÖnne, 1st

“2nicht mehr auirec rhalten
Die tradıtionelle Begründung e1Nes serechten Krieges, die VOTN

Gicero, ugustin und I1 homas VOTN quin entwickelt wurde, ach der
bestimmten Bedingungen (legitima auctoritas; Iusta; Intfen-
f10; ultima ratio; IUSEFUS rieg als ıttel der Politik auch theologisch
und religiös serechtiertigt werden konnte, wurde mi1t der ÖRK-Formulie-
ruhng zumıindest 1n rage gestellt.

Das Bekenntnis 97 rieg sgl ach ottes ıllen nicht sSenn  &b wurde
e1inem Iriedensethischen Meilenstein, dem sich die christlichen Kiırchen
Ormenduderen und ihr theologisches en und Iriedensethisches Handeln

He Kirche und dAle internationale Unordnung. Bericht der ektion IV; InN: Visser
f [#78) (He.) He Unordnung der VWelt und (‚otftes Heilsplan, Amsterdamer Qekumen!l-
sches espräc 1948 (Fünfter Band) He ETSIEe Vollversammlung des ()ekumenischen
ates der Kirchen In AÄAmsterdam VOIN August His September 1948, enf 1948,
110-141, ler 117
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Ein Rückblick auf vergangene friedensethische Debatten ist deshalb
nicht nur eine theologiegeschichtliche Reminiszenz an vergangene Zeiten,
sondern auch eine Prüfung, ob über den zeitgeschichtlichen Horizont hin-
aus theologische Überlegungen auch unter völlig anderen politischen Rah-
menbedingungen ihre Tragfähigkeit behalten und gegebenenfalls immer
noch als Orientierung gelten könnten.

Es geht also nicht um die Frage nach dem, was bleibt. Sondern darum,
ob Texte, die in politisch völlig anderen Konstellationen entstanden sind,
dennoch aufgrund ihrer theologischen Begründungszusammenhänge auch
gegenwärtig als Bezugspunkte christlicher Friedensverantwortung zumin-
dest wahrgenommen werden könnten.

Für die christlichen Kirchen war die Friedensfrage nach dem Ende des
Zweiten Weltkrieges mit seinen verheerenden Verwüstungen und Millio-
nen Toten und unter dem Eindruck des Versagens von großen Teilen der
deutschen Kirchen in Bezug auf die Nazi-Diktatur ein herausragendes
Thema der öffentlichen Verantwortung.

Die erste Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen
(ÖRK) 1948 in Amsterdam suchte Antworten auf die Frage, welches Zeug-
nis Christen und Kirchen in Zeiten nicht nachlassender politischer Span-
nungen an die Welt zu richten haben. Sie formulierte damals: „Krieg soll
nach Gottes Willen nicht sein. Die Rolle, die der Krieg im heutigen inter-
nationalen Leben spielt, ist Sünde wider Gott und eine Entwürdigung des
Menschen. (…) Die herkömmliche Annahme, daß man für eine gerechte
Sache einen gerechten Krieg mit rechten Waffen führen könne, ist (…)
nicht mehr aufrecht zu erhalten.“2

Die traditionelle Begründung eines gerechten Krieges, die u. a. von 
Cicero, Augustin und Thomas von Aquin entwickelt wurde, nach der unter
bestimmten Bedingungen (legitima auctoritas; causa iusta; recta inten-
tio; ultima ratio; iustus finis) Krieg als Mittel der Politik auch theologisch
und religiös gerechtfertigt werden konnte, wurde mit der ÖRK-Formulie-
rung zumindest in Frage gestellt. 

Das Bekenntnis „Krieg soll nach Gottes Willen nicht sein“ wurde zu 
einem friedensethischen Meilenstein, an dem sich die christlichen Kirchen
orientieren und ihr theologisches Reden und friedensethisches Handeln

2 Die Kirche und die internationale Unordnung. Bericht der Sektion IV; in: W. A. Visser 
’t Hooft (Hg.): Die Unordnung der Welt und Gottes Heilsplan, Amsterdamer oekumeni-
sches Gespräch 1948 (Fünfter Band): Die erste Vollversammlung des Oekumenischen
Rates der Kirchen in Amsterdam vom 22. August bis 4. September 1948, Genf 1948,
116–141, hier 117.



4Y8 ausrichten wollten, doch die Vollversammlung den lext „den KIr-
“3chen ernsier Erwägung und geeignetem orgehen empfohlen

chnell zeigte sich allerdings, dass mi1t der JTeilung Europas 1n e1nNe
westliche und e1nNe OSTICHeEe Hemisphäre miıt ihren jeweilligen ideologischen
Abgrenzungen und zunehmend hochgerüsteten Milıtärbundnissen NEUE,
sefährliche Konfrontationsifelder entstanden, die auch die christlichen KIr-
chen In Deutschlan herausforderten, sich friedenstheologisch pOSIt1O-
nleren, verlief die europäische JTeilung 1M Kalten rieg doch mMmiıtten UuUrc
Berlin und Deutschland

Für die Evangelische Kıiırche In Deutschlan: (EKD)] bedeutete dies, dass
die Ostlichen Glülie:  Ichen 1Mag Ballz anderen politischen Be
dingungen als die Schwesterkirchen 1M westlichen Deutschland ihren Platz
en und bestimmen mussten Entsprechend unterschiedlich entwickel-
ten sich In den 40 Jahren der parallelen Eyistenz beider deutscher Staaten
(  -1  } In den Kirchen 1n West und (Ost friedenstheologische
satze, die ZU Teil eutilc divergieren.

Nur wenI1ge re ach dem Ende des /weiten Weltkrieges erschien
der Frieden wieder fragil seworden se1n, dass die ynode 950
In Berlin-Weißensee der rage „Was ann die Kıirche Tur den Frieden
tun?“ die Deutschen ringen nte „Wir rulen allen ledern uUuNSeTes
Volkes 1M Westen und 1M sten erdet eindringlich und unermüudlich
vorstellig beli allen, die In politischer Verantwortung stehen, daß S1E nicht
In eiınen rieg willigen, In dem eutsche eutsche kämpfen Wır le
gEN jedem aufT das Gewissen, prüfen, OD 1M e1Nes Olchen
Krieges e1nNe Waflftfe 1n die Hand nehmen darf.““

Im gleichen Jahr Orderte der Schweizer eologe Karl Barth In Seiner
Kırchlichen ogmati eiınen sSchied VOTN dem (‚icero zugeschrieben Dik-
ium „S1 VIS IN DAra bellum „Wenn du den Frieden willst, bereite
den rieg vor.”) Er betonte, dass vernünftigerweise heißen MUSSE „S1
HON VIS bellum, DAdFd Dacem  “5 „Wenn du keinen rieg willst, bereite den
Frieden vor.”)

In den Folgejahren bestimmte die Debhatte ber die Wiederbewalinung
der Bundesrepublik und der DDR SOWIE die atente alomare Bedrohung die
Triedenstheologischen Auseinandersetzungen nner der evangelischen
Kirchen In dieser Situation wurden 959 VOTN der Forschungsstätte der

Ebd
Friedrich Merzyn (Hg.) Kundgebungen. OYrYte und Erklärungen der Evangelischen KIr-
che In Deutschland 5-1  9 Hannover 19060,
arl arn He kirchliche Dogmatik, 111 He TE Von der Schöpfung 4 Teil), /Ol:-
liıkon-/Zuürich 195 1,
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ausrichten wollten, hatte doch die Vollversammlung den Text „den Kir-
chen zu ernster Erwägung und geeignetem Vorgehen empfohlen“.3

Schnell zeigte sich allerdings, dass mit der Teilung Europas in eine
westliche und eine östliche Hemisphäre mit ihren jeweiligen ideologischen
Abgrenzungen und zunehmend hochgerüsteten Militärbündnissen neue,
gefährliche Konfrontationsfelder entstanden, die auch die christlichen Kir-
chen in Deutschland herausforderten, sich friedenstheologisch zu positio-
nieren, verlief die europäische Teilung im Kalten Krieg doch mitten durch
Berlin und Deutschland. 

Für die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) bedeutete dies, dass
die östlichen Gliedkirchen im SED-Staat unter ganz anderen politischen Be-
dingungen als die Schwesterkirchen im westlichen Deutschland ihren Platz
finden und bestimmen mussten. Entsprechend unterschiedlich entwickel-
ten sich in den 40 Jahren der parallelen Existenz beider deutscher Staaten
(1949‒1990) in den Kirchen in West und Ost friedenstheologische An-
sätze, die zum Teil deutlich divergieren.

Nur wenige Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erschien
der Frieden wieder fragil geworden zu sein, so dass die EKD-Synode 1950
in Berlin-Weißensee unter der Frage: „Was kann die Kirche für den Frieden
tun?“ die Deutschen dringend mahnte: „Wir rufen allen Gliedern unseres
Volkes im Westen und im Osten zu: Werdet eindringlich und unermüdlich
vorstellig bei allen, die in politischer Verantwortung stehen, daß sie nicht
in einen Krieg willigen, in dem Deutsche gegen Deutsche kämpfen. Wir le-
gen es jedem auf das Gewissen, zu prüfen, ob er im Falle eines solchen
Krieges eine Waffe in die Hand nehmen darf.“4

Im gleichen Jahr forderte der Schweizer Theologe Karl Barth in seiner
Kirchlichen Dogmatik einen Abschied von dem Cicero zugeschrieben Dik-
tum „si vis pacem para bellum“ („Wenn du den Frieden willst, bereite
den Krieg vor.“). Er betonte, dass es vernünftigerweise heißen müsse „si
non vis bellum, para pacem“5 („Wenn du keinen Krieg willst, bereite den
Frieden vor.“).

In den Folgejahren bestimmte die Debatte über die Wiederbewaffnung
der Bundesrepublik und der DDR sowie die latente atomare Bedrohung die
friedenstheologischen Auseinandersetzungen innerhalb der evangelischen
Kirchen. In dieser Situation wurden 1959 von der Forschungsstätte der

3 Ebd.
4 Friedrich Merzyn (Hg.): Kundgebungen. Worte und Erklärungen der Evangelischen Kir-

che in Deutschland 1945–1959, Hannover 1960, 95 f.
5 Karl Barth: Die kirchliche Dogmatik, Bd. III: Die Lehre von der Schöpfung (4. Teil), Zol-

likon-Zürich 1951, 517.



Evangelischen Studiengemeinschaft (FEST1) die Heidelberger Ihesen miıt 4YY
der so  n Komplementaritätsthese verabschiedet. Der damıit VeT-
undene Spagat zwischen e1inem christlich verantworieien „Nein  &b ZUuU
Waltfendienst ese „Die Kırche muß den Waltfenverzicht als e1nNe
CNAMSUÜNCHEe Handlungsweise anerkennen“. 6) und e1inem bedingten 77Ja“
ese „Die Kıirche muß auch die Beteiligung dem Versuch, Uurc
das Daseıin VOTN AtomwaltTen e1nen Frieden In Teinel sichern, als e1nNe
heute öch mögliche CNrSLUCchHe Handlungsweise anerkennen.“7) WT der
Versuch, die unterschiedlichen Iriedensethischen Positionen miteinander

verbinden und 1M besten Fall auch 1NSs espräc miteinander Brin-
gEeN

Die Komplementarität der Heidelberger ] hesen 1e während des Kal
ten Krieges Tur die westlichen Glie  Ichen der EKD 1n wesentlicher Be
zugspunkt Tur die TIrnedensethischen und Iriedenstheologischen eDatten

In den Ostlichen Glülie:  Ichen tellte sich die Situation AUS verschiede-
nen Gründen anders dar. Bel jeder TIrnedensethischen ÄAußerung drohte
sleich die (‚efahr der KonfTrontation miıt den staatlichen Stellen, da diese
die Deutungshoheit, W2S Frieden verstehen und WIE dieser e -
halten sel, Tur sich reklamierten

Die SED SC nicht 1Ur eigene Oskeln und Phrasen, Oondern be
seizlie bestimmte Begriffe miıt ihrer Ideologie S dass S1E 1Ur och In dem
einen, VOTN der Parte1l intendierten Sinne sebraucht werden konnten Sol
che Begriffe z.B Gerechtigkeit, Demokratie, Te1inel und Frieden
Als die Kırche und die Gruppen eigene Interpretationen diesen Ihemen
1n bewusster Abgrenzung ZUr regierungsamtlichen Sprachrhetorik enNntwI-
ckelten, unterstellte der aat, dass z.B der Friede, VOTN dem die Kiırchen
redete, 1Ur e1nNe Floskel und Schutzbehauptung sel, die eigentlichen
Jele der ewegung verschleiern ASS tatsächlic Iriledenspoliti-
sche sSäflz7e SINgS, Dasste nicht 1n das Bild; denn die Bemühungen ZU Er
halt des Friedens konnten 1Ur VOTN der Parte1l und ihren UOrganen e_
hen

Sich dem Ooffiziellen £eDrauc der Sprache entziehen, edurite
mi1t e1ner doppelten Anstrengung, we1l die vorgegebenen lerminı eNTLWEe-
der nicht benutzt Ooder 1M eigenen Sinne inhaltlıch besetzt und interpre-
1er werden mussten 1 Versuche gleichermaßen suspekt.

irchenkanzlet der FEKD (He.) Frieden wahren, Ordern und 1ne enk-
ChrIift der Evangelischen Kirche In Deutschland, (‚üterslioh 1981,
E3d.

azu den Bericht ZUrT kirchenpolitischen Situation 1987 In der DDR; In: BArch,
4/1 1720 ))[ dAle politisc negatıven In der Kirche SINd aktiver geworden. Ihr

Hauptaktionsfeld Ist die Friedensfrage.”
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Evangelischen Studiengemeinschaft (FEST) die Heidelberger Thesen mit
der sogenannten Komplementaritätsthese verabschiedet. Der damit ver-
bundene Spagat zwischen einem christlich verantworteten „Nein“ zum
Waffendienst (These 7: „Die Kirche muß den Waffenverzicht als eine
christliche Handlungsweise anerkennen“.6) und einem bedingten „Ja“
(These 8: „Die Kirche muß auch die Beteiligung an dem Versuch, durch
das Dasein von Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als eine
heute noch mögliche christliche Handlungsweise anerkennen.“7) war der
Versuch, die unterschiedlichen friedensethischen Positionen miteinander
zu verbinden und im besten Fall auch ins Gespräch miteinander zu brin-
gen. 

Die Komplementarität der Heidelberger Thesen blieb während des Kal-
ten Krieges für die westlichen Gliedkirchen der EKD ein wesentlicher Be-
zugspunkt für die friedensethischen und friedenstheologischen Debatten.

In den östlichen Gliedkirchen stellte sich die Situation aus verschiede-
nen Gründen anders dar. Bei jeder friedensethischen Äußerung drohte zu-
gleich die Gefahr der Konfrontation mit den staatlichen Stellen, da diese
die Deutungshoheit, was unter Frieden zu verstehen und wie dieser zu er-
halten sei, für sich reklamierten.

Die SED schuf nicht nur eigene Floskeln und Phrasen, sondern be-
setzte bestimmte Begriffe mit ihrer Ideologie so, dass sie nur noch in dem
einen, von der Partei intendierten Sinne gebraucht werden konnten. Sol-
che Begriffe waren z.B. Gerechtigkeit, Demokratie, Freiheit und Frieden.
Als die Kirche und die Gruppen eigene Interpretationen zu diesen Themen
in bewusster Abgrenzung zur regierungsamtlichen Sprachrhetorik entwi-
ckelten, unterstellte der Staat, dass z.B. der Friede, von dem die Kirchen
redete, nur eine Floskel und Schutzbehauptung sei, um die eigentlichen
Ziele der Bewegung zu verschleiern. Dass es tatsächlich um friedenspoliti-
sche Ansätze ging, passte nicht in das Bild; denn die Bemühungen zum Er-
halt des Friedens konnten nur von der Partei und ihren Organen ausge-
hen.8

Sich dem offiziellen Gebrauch der Sprache zu entziehen, bedurfte so-
mit einer doppelten Anstrengung, weil die vorgegebenen Termini entwe-
der nicht benutzt oder im eigenen Sinne inhaltlich besetzt und interpre-
tiert werden mussten. Beide Versuche waren gleichermaßen suspekt.

6 Kirchenkanzlei der EKD (Hg.): Frieden wahren, fördern und erneuern. Eine Denk-
schrift der Evangelischen Kirche in Deutschland, Gütersloh 1981, 83.

7 Ebd.
8 Vgl. dazu z. B. den Bericht zur kirchenpolitischen Situation 1982 in der DDR; in: BArch,

DO 4/1129 „(…) die politisch negativen Kräfte in der Kirche sind aktiver geworden. Ihr
Hauptaktionsfeld ist die Friedensfrage.“



500 ur VO  3 „antifaschistischen chutzwall“ VOTN „der Mauer  b BESPTO
chen, das ehbenso verdächtig WIEe der £eeDrauc des Wortes „rrieden”,
den auch ohne sowjetische Atomraketen bewahren salt.

NsSoJIern esS VOTN besonderer Bedeutung, dass die Kiırchen ihre Au:
Berungen iIMmer und Zuerst theologisch begründeten. 1e$ Jegitimierte die
Jexte, da die Kırchen zeigten, dass S1E sich AUS ihrem ureigensten Autf:
rag heraus außerten und damıit versuchten, dem iIMmMmer prasenten Ver-
ac VOTN Parte1l und aa wirken, dass die Kiırchen sich ZU

Sprachrohr Teindlicher Jdeologien machen wuüurden.

„deutlicheres Zeugnis500  Wurde statt vom „antifaschistischen Schutzwall“ von „der Mauer“ gespro-  chen, war das ebenso verdächtig wie der Gebrauch des Wortes „Frieden“,  den es auch ohne sowjetische Atomraketen zu bewahren galt.  Insofern war es von besonderer Bedeutung, dass die Kirchen ihre Äu-  ßBerungen immer und zuerst theologisch begründeten. Dies legitimierte die  Texte, da die Kirchen so zeigten, dass sie sich aus ihrem ureigensten Auf-  trag heraus äußerten und damit versuchten, dem immer präsenten Ver-  dacht von Partei und Staat entgegen zu wirken, dass die Kirchen sich zum  Sprachrohr feindlicher Ideologien machen würden.  „deutlicheres Zeugnis ...“: Die Handreichung zur Seelsorge  an Wehrpflichtigen (1965)  Nach dem Beitritt der DDR zum militärischen Beistandspakt der Ost-  blockstaaten, dem Warschauer Vertrag, im Mai 1955 verabschiedete die  Volkskammer der DDR im Januar 1956 das Gesetz über die Schaffung des  Ministeriums für Nationale Verteidigung und der Nationalen Volksarmee  (NVA). Unmittelbar nach der Errichtung der Berliner Mauer am 13. August  1961 wurde am 20. September 1961 das Verteidigungsgesetz der DDR ver-  abschiedet, in dem die Einführung einer allgemeinen Wehrpflicht angekün-  digt wurde. Diese wurde schließlich am 24. Januar 1962 beschlossen. Ver-  treter der östlichen Mitgliedskirchen der EKD forderten sofort nach der  Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, einen Rechtsschutz für diejeni-  gen jungen Männer, die es aus Glaubens- und Gewissensgründen ablehn-  ten, einen Waffendienst in der NVA zu leisten.  Es war somit „die Wehrdienstfrage“, an der die evangelischen Kirchen  in der DDR ihr theologisches und friedensethisches Profil in der Friedens-  arbeit schärften und nach und nach ausformulierten. Der in diesem Zusam-  menhang 1965 entstandene Text „Zum Friedensdienst der Kirche. Eine  Handreichung für Seelsorge an Wehrpflichtigen“, der der Komplementari-  tät der Heidelberger Thesen nicht mehr folgte, blieb bis zum Ende der  DDR 1990 ein wesentlicher Bezugspunkt fur die theologische und frie-  densethische Orientierung der Friedensarbeit der evangelischen Kirchen  in der DDR.  Die DDR-Regierung erließ am 7. September 1964 — nach zahlreichen  Interventionen der evangelischen Kirchen in der DDR —- die „Anordnung  über die Aufstellung von Baueinheiten“ für diejenigen Wehrpflichtigen,  „die aus religiösen Anschauungen oder aus ähnlichen Gründen den Wehr-  “9  dienst mit der Waffe ablehnen  .  Allerdings blieben auch die Baueinheiten  Teil des militärischen Systems der NVA, so dass für diejenigen, für die auch  ÖR 69 (4/2020)14 Die Handreichung ZUFr Segelsorge
Wehrpflichtigen (1 905)

ach dem Beitritt der DDR ZUuU militärischen Beistandspakt der (Ost:
blockstaaten, dem Warschauer Vertrag, 1M Mal 955 verabschiedete die
Olkskammer der DDR 1M Januar 956 das esetz ber die Schaffung des
Ministeriums Tur Nationale Verteidigung und der Nationalen Volksarmee
S_ Unmittelbar ach der Errichtung der Berliner Mauer 13 August
961 wurde 20 September 961 das Verteidigungsgese der DDR VeT-

abschiedet, 1n dem die Einführung e1ner allgemeinen Wehrpllicht angekün-
digt wurde Diese wurde SscChHNEebÄßllc Januar 962 beschlossen Ver-
lreier der Ostlichen Mitgliedskirchen der EKD Torderten sofort ach der
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, eiınen Rechtsschutz Tur diejen1
gEN Jungen Müänner, die AUS auDbens und Gewissensgründen
ten, e1nen Waltfendiens 1n der eisten

ES SOMI1 „die Wehrdienstirage“, der die evangelischen Kırchen
In der DDR ihr theologisches und TIrmedensethisches Profil In der Friedens-
arbeit chärften und ach und ach ausformulierten Der In diesem USam-
menhang 965 entstandene lext „Zum Friedensdienst der Kirche 1ne
Handreichung Tur Seelsorge Wehrpflichtigen”, der der Komplementari-
tat der Heidelberger Ihesen nicht mehr folgte, 1e BIis ZU Ende der
DDR 990 1n wesentlicher Bezugspun Tur die theologische und Tre-
dense  I1sche Urientierung der Friedensarbeit der evangelischen Kırchen
In der DDR.

Die DDR-Regierung erließ September 964 ach Zzanlreichen
Interventionen der evangelischen Kiırchen 1n der DDR die „Anordnung
ber die Aufstellung VOTN Baueinheiten  &b Tur diejenigen Wehrpflichtigen,
„die AUS religiösen Anschauungen Oder AUS äahnlichen Grüunden den Wehr-

“9dienst mi1t der WaltTe ablehnen Allerdings lieben auch die Baueinheiten
Teil des milıtärischen Systems der NVA, dass Tur diejenigen, Tur die auch
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Wurde statt vom „antifaschistischen Schutzwall“ von „der Mauer“ gespro-
chen, war das ebenso verdächtig wie der Gebrauch des Wortes „Frieden“,
den es auch ohne sowjetische Atomraketen zu bewahren galt. 

Insofern war es von besonderer Bedeutung, dass die Kirchen ihre Äu-
ßerungen immer und zuerst theologisch begründeten. Dies legitimierte die
Texte, da die Kirchen so zeigten, dass sie sich aus ihrem ureigensten Auf-
trag heraus äußerten und damit versuchten, dem immer präsenten Ver-
dacht von Partei und Staat entgegen zu wirken, dass die Kirchen sich zum
Sprachrohr feindlicher Ideologien machen würden.

„deutlicheres Zeugnis …“: Die Handreichung zur Seelsorge 
an Wehrpflichtigen (1965)

Nach dem Beitritt der DDR zum militärischen Beistandspakt der Ost-
blockstaaten, dem Warschauer Vertrag, im Mai 1955 verabschiedete die
Volkskammer der DDR im Januar 1956 das Gesetz über die Schaffung des
Ministeriums für Nationale Verteidigung und der Nationalen Volksarmee
(NVA). Unmittelbar nach der Errichtung der Berliner Mauer am 13. August
1961 wurde am 20. September 1961 das Verteidigungsgesetz der DDR ver-
abschiedet, in dem die Einführung einer allgemeinen Wehrpflicht angekün-
digt wurde. Diese wurde schließlich am 24. Januar 1962 beschlossen. Ver-
treter der östlichen Mitgliedskirchen der EKD forderten sofort nach der
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, einen Rechtsschutz für diejeni-
gen jungen Männer, die es aus Glaubens- und Gewissensgründen ablehn-
ten, einen Waffendienst in der NVA zu leisten. 

Es war somit „die Wehrdienstfrage“, an der die evangelischen Kirchen
in der DDR ihr theologisches und friedensethisches Profil in der Friedens-
arbeit schärften und nach und nach ausformulierten. Der in diesem Zusam-
menhang 1965 entstandene Text „Zum Friedensdienst der Kirche. Eine
Handreichung für Seelsorge an Wehrpflichtigen“, der der Komplementari-
tät der Heidelberger Thesen nicht mehr folgte, blieb bis zum Ende der
DDR 1990 ein wesentlicher Bezugspunkt fur die theologische und frie-
densethische Orientierung der Friedensarbeit der evangelischen Kirchen
in der DDR.

Die DDR-Regierung erließ am 7. September 1964 – nach zahlreichen
Interventionen der evangelischen Kirchen in der DDR – die „Anordnung
über die Aufstellung von Baueinheiten“ für diejenigen Wehrpflichtigen,
„die aus religiösen Anschauungen oder aus ähnlichen Gründen den Wehr-
dienst mit der Waffe ablehnen“.9 Allerdings blieben auch die Baueinheiten
Teil des militärischen Systems der NVA, so dass für diejenigen, für die auch
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der Dienst als Spatensoldat und den damıit verbundenen zwangsläufigen 507
Kompromissen nicht verantwortie Wi 1Ur die Jotalverweigerung
1e die häufig Haftstrafen ZUr olge Die Kiırchen sahen deshalb
e1nen ernehHlichen seelsorgerlichen Beratungsbedarf In der rage, Tur wel
che der drei Möglichkeiten Waffendienst, Bausoldatendienst Oder die
ach staatlicher Diktion ungesetzliche Jotalverweigerung sich Ju.
Männer entscheiden ollten

Deshalb wurde 1M Auftrag der Konflerenz der Evangelischen Kırchen
ljeitungen 1n der DDR (KKL) 1M Dezember 964 e1nN theologischer 'heits:
kreis „ZUT[ innerkirchlichen Klärung der 1M Zusammenhang miıt dem Wehr-
dienst öch Olfenen Grundsatzfragen“ eingesetzt, der 1Ur wenige Monate
späater, 1M Juni 19065, sSeın Arbeitsergebnis „Zum Friedensdienst der KIr-
che 1ne Handreichung ZUr Seelsorge Wehrpflichtigen“ vorlegte, wel
ches en evangelischen Landeskirchen 1n der DDR als Beratungshilfe ZUr

erfügung geste wurde Damıit legten die Ostlichen Mitgliedskirchen der
EKD e1nen eigenen friedenstheologischen lext VOTL, ohne ihre Schwester-
kırchen 1M Westen 1n den Entstehungs- und Verabschiedungsprozess e1N-
zubeziehen, WAS 1n diesen zumıindest Tur verstimmte Irritationen sorgte.

nter der Überschrift 77W€g und Erkenntnis der Kırche“ begründeten
die Verfasser das Friedenszeugnis der Kırche konsequent biblisch-theolo
SISC „Als das wandernde (G‚ottesvolk hat die Kıirche aufT die Stimme ihres
lebendigen errn oren, der S1E 1n seschichtlichen Situationen

Schritten der Nachfolge herausfordert und freimacht.“ *
Im gleichen Ookumen wird der Aulftrag der Kirche Tormuliert „Die

Kirche und alle ihre Glieder en den Aulftrag, der Welt auch 17 OTIeNTtN
chen Bereich gesellschaftlicher und politischer Verantwortung ZU Tieden

dienen. Die erufung, die diesen Dienst begründet, rag und normiert,
leg 1 dem Friedensbund (‚ottes mMiıt der Welt In Christus, In dessen 1C
die Seligpreisung der Friedensstilter Neu gehort wird.“ ” 1C mehr die
rage „Kann sich der Christ rieg beteiligen?”, Ondern die rage „ VWas
kann die Kirche Tür den Tieden tun?“ “ bestimmt und leitet das Zeugnis der
Kirche und damit auch die seelsorgerliche eratung ihrer (Glieder.

(‚esetzbhlatt der Deutschen Demokratischen epublik, Anordnung des Nationalen Vertel:
digungsrates der Deutschen Demokrtatischen epubli. ber dAle Aufstellung Von Bauein-
heiten 1Im Bereich des Ministeriums Iur Nationale Verteidigung, September 1904,

10 /um Friedensdiens der Kirche 1ne Handreichung Iur Seelsorge Wehrpllichtigen,
VOIN November 19065, 1, siehe vwurur ekmd.de/attachment/aa234c91 bdabf36achf

5305D/2fI 0051 chbb9c43A27/7978C  eitdokument+-+Friedens:
dienst+Handreichung_6. Y65.pdf (aufgerufen )
/um Friedensdien: der Kirche 1ne Handreichung,

12 E3d.
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der Dienst als Spatensoldat und den damit verbundenen zwangsläufigen
Kompromissen nicht zu verantworten war, nur die Totalverweigerung
blieb, die häufig Haftstrafen zur Folge hatte. Die Kirchen sahen deshalb 
einen erheblichen seelsorgerlichen Beratungsbedarf in der Frage, für wel-
che der drei Möglichkeiten – Waffendienst, Bausoldatendienst oder die
nach staatlicher Diktion ungesetzliche Totalverweigerung – sich junge
Männer entscheiden sollten.

Deshalb wurde im Auftrag der Konferenz der Evangelischen Kirchen-
leitungen in der DDR (KKL) im Dezember 1964 ein theologischer Arbeits-
kreis „zur innerkirchlichen Klärung der im Zusammenhang mit dem Wehr-
dienst noch offenen Grundsatzfragen“ eingesetzt, der nur wenige Monate
später, im Juni 1965, sein Arbeitsergebnis „Zum Friedensdienst der Kir-
che. Eine Handreichung zur Seelsorge an Wehrpflichtigen“ vorlegte, wel-
ches allen evangelischen Landeskirchen in der DDR als Beratungshilfe zur
Verfügung gestellt wurde. Damit legten die östlichen Mitgliedskirchen der
EKD einen eigenen friedenstheologischen Text vor, ohne ihre Schwester-
kirchen im Westen in den Entstehungs- und Verabschiedungsprozess ein-
zubeziehen, was in diesen zumindest für verstimmte Irritationen sorgte.

Unter der Überschrift „Weg und Erkenntnis der Kirche“ begründeten
die Verfasser das Friedenszeugnis der Kirche konsequent biblisch-theolo-
gisch: „Als das wandernde Gottesvolk hat die Kirche auf die Stimme ihres
lebendigen Herrn zu horen, der sie in neuen geschichtlichen Situationen
zu neuen Schritten der Nachfolge herausfordert und freimacht.“10

Im gleichen Dokument wird der Auftrag der Kirche so formuliert: „Die
Kirche und alle ihre Glieder haben den Auftrag, der Welt auch im öffentli-
chen Bereich gesellschaftlicher und politischer Verantwortung zum Frieden
zu dienen. Die Berufung, die diesen Dienst begründet, trägt und normiert,
liegt in dem Friedensbund Gottes mit der Welt in Christus, in dessen Licht
die Seligpreisung der Friedensstifter neu gehort wird.“11 Nicht mehr die
Frage „Kann sich der Christ am Krieg beteiligen?“, sondern die Frage „Was
kann die Kirche für den Frieden tun?“12 bestimmt und leitet das Zeugnis der
Kirche und damit auch die seelsorgerliche Beratung ihrer Glieder. 

9 Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, Anordnung des Nationalen Vertei-
digungsrates der Deutschen Demokratischen Republik über die Aufstellung von Bauein-
heiten im Bereich des Ministeriums für Nationale Verteidigung, 7. September 1964, § 4.

10 Zum Friedensdienst der Kirche. Eine Handreichung für Seelsorge an Wehrpflichtigen,
vom 6. November 1965, 1, siehe www.ekmd.de/attachment/aa234c91bdabf36adbf
227d333e 5305b/2f100511036e3f121cbb9c43d27928cf/Zeitdokument+-+Friedens-
dienst+Handreichung_6.11.1965.pdf (aufgerufen am 12.08.2020).

11 Zum Friedensdienst der Kirche. Eine Handreichung, 2.
12 Ebd.



U7 nter der Überschrift „Situationserklärung“ tellen die Verflfasser der
Handreichung die drei srundsätzlichen Entscheidungsmöglichkeiten Junger
anner Tur eiınen Waffendienst, den Dienst als Bausoldat und die Ofalver.
weigerung mi1t ihren Implikationen dar und bewerten diese

Die Handreichung verabschiedet sich VOTN dem „sSowohl als auch“ der
sechs Jahre verabschiedeten Heidelberger ] hesen und erklär

„ES wIird nicht gesagt werden können, daß das Friedenszeugni1s der KIr-
che 1n allen drei heute In der DDR DE  en Entscheidungen Junger TI5
ten 1n gleicher Deutlichkeit (Gestalt aM SCHNOMME hat. 1elmenr seben die
Verweigerer, die 1M raflager Tur ihren £enorsam mi1t persönlichem Fre1l-
heitsverlust eidend ezanhlen und auch die Bausoldaten, welche die Last
nicht aDreiliender Gewissensiragen und Situationsentscheidungen ber-
nehmen, 1n deutlicheres Zeugnis des gegenwärtigen Friedensgebotes

errn AÄus ihrem 1un re. die Teinel des YI1sten VOTN den politi-
schen Zwängen. ES bezeugt den wirklichen und wirksamen Friedensbund

a 13ottes miıtten un  %

Allerdings betonen die Verfasser auch, dass Wehrdienstverweigerung
nicht ZUr verbindlichen Norm rhoben wird, die dem Einzelnen die DET-
sönliche Entscheidung abnehmen wuürde Aber S1E tellen ausdrücklich dar,
dass die Entscheidung der Wehrdienstverweigerer ihren „legitimen Ort 1M

a 14Zusammenhang des der Kıirche gebotenen Friedensdienstes
hab  D Damıit er die persönliche Entscheidung Einzelner e1nNe ekklesiolo-
sische Dimension, da das Friedenszeugnis der gallzell Kıirche ZU AÄus
ruc bringt.

Über ZWaNzlıg re späater dieser lext VON 965 iImmer och ©1-
nen die friedenstheologischen eDatten der evangelischen Kirchen In der
DDR prägenden arakter. Die ynode des Bundes der Evangelischen KIr-
chen (BEK) ahm 098 7/ 1n (GOrlitz der Überschrift „Bekennen 1n der
Friedensfrage“ ezug aufT die Handreichung und erklärte „ JIn e1ner VWelt
miıt Massenvernichtungswaffen Sibt keine serechten Kriege mehr. rieg
darf eın ıttel der Politik mehr seın er Christ, der VOT die rage
des Wehrdienstes geste 1St, INUSS prüfen, OD SEINEe Entscheidung miıt dem
Evangelium des Friedens vereinbaren IST. Wer heute als Christ das Wag:
NIS eingeht, In e1ner ÄArmee Dienst mi1t der WaltTe Lun, INUSS edenken,
OD und WIE damıit der Verringerung und Verhinderung der EW und
dem au e1ner internationalen UOrdnung des Friedens und der Gerech
tigkeit dient. Die Kıirche Ssieht In der Entscheidung VOTN Christen, den

13 Ebd., (Hervorhebungen Uurc Marie Änne Subklew-Jeutner).
14 Ebd.,
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Unter der Überschrift „Situationserklärung“ stellen die Verfasser der
Handreichung die drei grundsätzlichen Entscheidungsmöglichkeiten junger
Männer für einen Waffendienst, den Dienst als Bausoldat und die Totalver-
weigerung mit ihren Implikationen dar und bewerten diese. 

Die Handreichung verabschiedet sich von dem „sowohl als auch“ der
sechs Jahre zuvor verabschiedeten Heidelberger Thesen und erklärt:

„Es wird nicht gesagt werden können, daß das Friedenszeugnis der Kir-
che in allen drei heute in der DDR gefällten Entscheidungen junger Chris-
ten in gleicher Deutlichkeit Gestalt angenommen hat. Vielmehr geben die
Verweigerer, die im Straflager für ihren Gehorsam mit persönlichem Frei-
heitsverlust leidend bezahlen und auch die Bausoldaten, welche die Last
nicht abreißender Gewissensfragen und Situationsentscheidungen über-
nehmen, ein deutlicheres Zeugnis des gegenwärtigen Friedensgebotes un-
seres Herrn. Aus ihrem Tun redet die Freiheit des Christen von den politi-
schen Zwängen. Es bezeugt den wirklichen und wirksamen Friedensbund
Gottes mitten unter uns.“13

Allerdings betonen die Verfasser auch, dass Wehrdienstverweigerung
nicht zur verbindlichen Norm erhoben wird, die dem Einzelnen die per-
sönliche Entscheidung abnehmen würde. Aber sie stellen ausdrücklich dar,
dass die Entscheidung der Wehrdienstverweigerer ihren „legitimen Ort im
Zusammenhang des der ganzen Kirche gebotenen Friedensdienstes“14

habe. Damit erhält die persönliche Entscheidung Einzelner eine ekklesiolo-
gische Dimension, da es das Friedenszeugnis der ganzen Kirche zum Aus-
druck bringt. 

Über zwanzig Jahre später hatte dieser Text von 1965 immer noch ei-
nen die friedenstheologischen Debatten der evangelischen Kirchen in der
DDR prägenden Charakter. Die Synode des Bundes der Evangelischen Kir-
chen (BEK) nahm 1987 in Görlitz unter der Überschrift „Bekennen in der
Friedensfrage“ Bezug auf die Handreichung und erklärte: „In einer Welt
mit Massenvernichtungswaffen gibt es keine gerechten Kriege mehr. Krieg
darf kein Mittel der Politik mehr sein. (…) Jeder Christ, der vor die Frage
des Wehrdienstes gestellt ist, muss prüfen, ob seine Entscheidung mit dem
Evangelium des Friedens zu vereinbaren ist. Wer heute als Christ das Wag-
nis eingeht, in einer Armee Dienst mit der Waffe zu tun, muss bedenken,
ob und wie er damit der Verringerung und Verhinderung der Gewalt und
dem Aufbau einer internationalen Ordnung des Friedens und der Gerech-
tigkeit dient. Die Kirche sieht in der Entscheidung von Christen, den Waf-

13 Ebd., 8 (Hervorhebungen durch Marie Anne Subklew-Jeutner).
14 Ebd., 4.



Tendienst Oder den Wehrdienst überhaupt verweigern, e1nen USdruc 505
des Glaubensgehorsams, der auf den Weg des Friedens hrt. Weil WITr ott
als den errn ekennen, sSind WITr alle herausgefordert, Uurc deutliche
CNrıtte zeigen, dass Einsatz, Besitz und Produktion VOTN Massenvernich-

a 15tungsmitteln uUuNseTe Glauben widersprechen.
Januar 089 trafl sich In der Evangelischen ademie 1n Mul

heim/Ruhr die Konsultationsgruppe VOTN Vertreterinnen und Vertretern des
Bundes der Evangelischen Kiırchen 1n der DDR und der Evangelischen KIr-
che In Deutschland, e1nNe Fassung Tur e1nen gemeinsamen Bittgottes-
dienst Tur den Frieden 1M November 089 erarbeiten euUulillc wurde
beli der Debatte, WIE die Haltung beider Kirchen UuUrc ihre Verortung In
den verschiedenen politischen und gesellschaftlichen ystemen 1n ezug
aufT die Friedensverantwortung der Kirchen beeinflusst und eprägt
enn In der deutsch-deutschen Debhatte 1n Mulheim SINg auch die
brisante und UumsirtLiene Formulierung „deutlicheres Zeugnis  &b VOTN 965
und 1InwIieweIl die EKD diese In ihre Verlautbarungen mi1t aulnehmen
könnte

Im Juli 089 egte SCHNEeBßbllCc die ammer Tur OTIeNTiche Verantwor-
LuUunNg der EKD dem 1te „Wehrdienst Ooder Kriegsdienstverweige-
rung. Anmerkungen ZUr Situation des Yı1sten 1M Atomzeitalter  &b e1nNe Stel
lungnahme VOTL, 1n der ausdrücklich die Formulierung „deutliches Zeugnis  &b
zurückgewiesen wurde, da die CNAMSUÜNCHEe £eMe1NSC sgefährde, WEeNnN
mi1t der Formel „deutlicheres“ Glaubenszeugnis beli der Entscheidung In
der Wehrdienstfrage, der 1INAaruc erweckt werde, sehe e1nNe quali
tatıve Wertung des Christseins. ©

Die Position der VOTN den evangelischen Kiırchen 1n der DDR T-
Handreichung VON 965 WT 089 a1SO 25 Jahre ach ihrer

Entstehung In der EKD nicht konsensfähig. Die Handreichung arguhmel-
1er situationsbezogen, ahber konsequent theologisch, WOM1 dieser
lext auch heute, re ach SEINeEeTr Veröffentlichung, och als 1n Be
zugspunkt christlicher Friedensethik betrachtet werden annn

15 /itiert AUS: ne hoch, Kopf zusammen beissen. Dokumente ZUrT Wehrdienstverweige-
rTune In der DDR -1  9 ng VON {we Och und Stephan Eschler, Kückenshagen
1994, 1854

10 nke Silomon Nspruc und VWirklichkeit der „besonderen (‚emeinschaft'  &. Der
Ost-West-Dialog der eutschen evangelischen Kirchen -1  9 Göttingen 2006,
o1010 IT
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fendienst oder den Wehrdienst überhaupt zu verweigern, einen Ausdruck
des Glaubensgehorsams, der auf den Weg des Friedens führt. Weil wir Gott
als den Herrn bekennen, sind wir alle herausgefordert, durch deutliche
Schritte zu zeigen, dass Einsatz, Besitz und Produktion von Massenvernich-
tungsmitteln unserem Glauben widersprechen.“15

Am 27. Januar 1989 traf sich in der Evangelischen Akademie in Mül-
heim/Ruhr die Konsultationsgruppe von Vertreterinnen und Vertretern des
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR und der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, um eine Fassung für einen gemeinsamen Bittgottes-
dienst für den Frieden im November 1989 zu erarbeiten. Deutlich wurde
bei der Debatte, wie die Haltung beider Kirchen durch ihre Verortung in
den verschiedenen politischen und gesellschaftlichen Systemen in Bezug
auf die Friedensverantwortung der Kirchen beeinflusst und geprägt war.
Denn in der deutsch-deutschen Debatte in Mülheim ging es auch um die
brisante und umstrittene Formulierung „deutlicheres Zeugnis“ von 1965
und inwieweit die EKD diese in ihre Verlautbarungen mit aufnehmen
könnte.

Im Juli 1989 legte schließlich die Kammer für öffentliche Verantwor-
tung der EKD unter dem Titel „Wehrdienst oder Kriegsdienstverweige-
rung. Anmerkungen zur Situation des Christen im Atomzeitalter“ eine Stel-
lungnahme vor, in der ausdrücklich die Formulierung „deutliches Zeugnis“
zurückgewiesen wurde, da es die christliche Gemeinschaft gefährde, wenn
mit der Formel „deutlicheres“ Glaubenszeugnis bei der Entscheidung in
der Wehrdienstfrage, der Eindruck erweckt werde, es gehe um eine quali-
tative Wertung des Christseins.16

Die Position der von den evangelischen Kirchen in der DDR verant-
worteten Handreichung von 1965 war 1989 – also 25 Jahre nach ihrer
Entstehung – in der EKD nicht konsensfähig. Die Handreichung argumen-
tiert zwar situationsbezogen, aber konsequent theologisch, womit dieser
Text auch heute, 55 Jahre nach seiner Veröffentlichung, noch als ein Be-
zugspunkt christlicher Friedensethik betrachtet werden kann.

15 Zitiert aus: Zähne hoch, Kopf zusammenbeissen. Dokumente zur Wehrdienstverweige-
rung in der DDR 1962–1990, hg. von Uwe Koch und Stephan Eschler, Kückenshagen
1994, 184.

16 Vgl. Anke Silomon: Anspruch und Wirklichkeit der „besonderen Gemeinschaft“. Der
Ost-West-Dialog der deutschen evangelischen Kirchen 1969–1991, Göttingen 2006,
600 ff.



504 „Vorrangige Option für die Gewaltfreihelit“: DiIie Ökumenische
versammlung für Gerechtigkeit, Frieden un Bewahrung
der Schöpfung (1 969}

30 pri 089 nahmen die Repräsentanten VOTN 19 Ostdeutschen
Kırchen und kirchlichen (‚emeiminschaften 1n Dresden ZWOOILT Ergebnis-lexte
der „Ökumenischen Versammlung der YI1sten und Kirchen In der &b
mdie 1M ahmen des Konzilaren Prozesses rühjahr 9088 VOTN
den ETW 150 Delegierten erarbeitet worden Waren Darın e1 „Mit
der notwendigen Überwindung der Institution des Krieges Oomm auch die
re VO  3 serechten rieg, UuUrc welche die Kiırchen den rieg Uuma-
nısıeren hofften, 1n Ende er muß schon Jetz e1nNeF Vo  3 gE
rechten Frieden entwickelt werden, die zugleic theologisch begründet
und dialogoffen aufT allgemein-menschliche erte bezogen 1St. 1e$ 1M Dia-
10g miıt Andersglaubenden und Nichtglaubenden erarbeiten, 1st e1nNe
langfristige Okumenische Aufgabe der Kirchen In der /Zeit des Über

DIS e1inem umfassenden System politischer Friedenssicherung fre
fen WIr vorrangig Ffür gewaltfreie Wege des Friedensdienstes 21n E “n
Als Grundorientierung In den Fragen des Friedens vertreien WIT deshalb
e1nNe vorrangige Option für die Gewaltfreihelit. S1e leitet die Kırchen
In inrem Bemühen, Kirchen des FIEdens werden, dazu all, 1n all in
Te  3 Engagement selhst dem sewaltfreien Friedensweg Jesu 1°olgen.17 Die
Forderung e1ner ‚Umkehr (der Kirchen 1n den Schalom (‚ottes‘ beschreibt
die ekklesiologische Dimension des Friedenszeugnisses der Kirchen, die
esen und Sein und Handeln der Kırche etreifen  &b

Jele Zeitgenossen interpretieren die Ökumenische Versammlung 1M
UuUC  1C VOT allem politisch: als e1nNe Art Auftakt Tur die Triedliche Revolu
t107Nn VO  3 Herbst 9089 In der lat esen sich viele Beschluüsse der ÖOkumeni-
schen Versammlung heute WIEe 1n TeNnDucCc Tur die Forderungen der sich
Tormilerenden DDR-Bürgerbewegung. Und tatsächlic en sich In den
Programmen der Parteien starke inhaltliche Bezüge den lexten
der Ökumenischen Versammlung:; S1E eichen DIs hın wortwörtlichen
Übereinstimmungen. EiNn heute schwer vorstellbarer Vorgang Parteien
schreiben ihre Programme beli den Kirchen ab

1/ OÖkumenische Versammlung Iur Gerechti  eit, Frieden und ewahrung der Schöpfung.
Dresden Magdeburg Dresden. 1ne Dokumentation, Berlin 1990, (Hervorhebun-
gen Uurc Marie Änne Subklew-Jeutner).
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„Vorrangige Option für die Gewaltfreiheit“: Die Ökumenische
Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung (1989)

Am 30. April 1989 nahmen die Repräsentanten von 19 ostdeutschen
Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften in Dresden zwölf Ergebnis-Texte
der „Ökumenischen Versammlung der Christen und Kirchen in der DDR“
entgegen, die im Rahmen des Konziliaren Prozesses ab Frühjahr 1988 von
den etwa 150 Delegierten erarbeitet worden waren. Darin heißt es: „Mit
der notwendigen Überwindung der Institution des Krieges kommt auch die
Lehre vom gerechten Krieg, durch welche die Kirchen den Krieg zu huma-
nisieren hofften, an ein Ende. Daher muß schon jetzt eine Lehre vom ge-
rechten Frieden entwickelt werden, die zugleich theologisch begründet
und dialogoffen auf allgemein-menschliche Werte bezogen ist. Dies im Dia-
log mit Andersglaubenden und Nichtglaubenden zu erarbeiten, ist eine
langfristige ökumenische Aufgabe der Kirchen. (…) In der Zeit des Über-
gangs bis zu einem umfassenden System politischer Friedenssicherung tre-
ten wir vorrangig für gewaltfreie Wege des Friedensdienstes ein. (…)
Als Grundorientierung in den Fragen des Friedens vertreten wir deshalb
eine vorrangige Option für die Gewaltfreiheit. (…) Sie leitet die Kirchen
in ihrem Bemühen, Kirchen des Friedens zu werden, dazu an, in all ih-
rem Engagement selbst dem gewaltfreien Friedensweg Jesu zu folgen.17 Die
Forderung einer ‚Umkehr (der Kirchen) in den Schalom Gottes‘ beschreibt
die ekklesiologische Dimension des Friedenszeugnisses der Kirchen, die
Wesen und Sein und Handeln der Kirche betreffen.“

Viele Zeitgenossen interpretieren die Ökumenische Versammlung im
Rückblick vor allem politisch: als eine Art Auftakt für die friedliche Revolu-
tion vom Herbst 1989. In der Tat lesen sich viele Beschlüsse der Ökumeni-
schen Versammlung heute wie ein Drehbuch für die Forderungen der sich
formierenden DDR-Bürgerbewegung. Und tatsächlich finden sich in den
Programmen der neuen Parteien starke inhaltliche Bezüge zu den Texten
der Ökumenischen Versammlung; sie reichen bis hin zu wortwörtlichen
Übereinstimmungen. Ein heute schwer vorstellbarer Vorgang: Parteien
schreiben ihre Programme bei den Kirchen ab. 

17 Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung.
Dresden – Magdeburg – Dresden. Eine Dokumentation, Berlin 1990, 40 f (Hervorhebun-
gen durch Marie Anne Subklew-Jeutner).



Die „Ökumenische Versammlung der IY1sten und Kiırchen 1n der 505
&b VOT ber 6{0 ahren hat exemplarisch euUllc emacht, dass die
rage ach dem Sein der Kırche nicht VOTN der rage ach dem Handeln der
Kırche In der VWelt rennen IST.

Die mpulse der Ökumenischen Versammlung aulnehmen: wurde 1M
Februar 201 I, dreißig Jahre ach der Verabschiedung der Jexte, VOTN MNan-
en ersonen des Offentlichen Lebens 1n lext der Überschrift:
„EIN Zukunftsversprechen, das och einzulösen 1St. Die Ökumenische Ver-
sammlung 1n der DDR 9089 VOT dem Hintergrun: slobaler eilahren
019“ veröffentlicht. /u den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern
ehören He1ino Falcke, Renate Höppner, Jochen Garsteck]i, Ruth Mis
selwitz, Axel 0aC Konrad alser und Friedrich Schorlemmer.

Vor dem Hintergrun der gegenwartigen sich verschärfenden Pro
eme der lobalen Welt WIE Armut, Hunger, Ausbeutung, Klimawandel,
Flucht, EW und rieg, die 1n Vielfaches komplizierter, edroniı
cher und schwerer politisch bearbeiten seien als 1989, betonen die Ver-
Tasserinnen und Verfasser, dass die Ökumenische Versammlung 1n der DDR
Teil e1ner weltweiten Aufbruchsbewegung WAaLIl, „die sich den Überlebens-
Iragen der Menschheit ellte“ und sich verstand als „mMandlungsgemein-
schaft“ der Kirchen und christlichen (‚egmeıminschaften 1n der DDR eiInNnem
Oodell christlicher eltverantwortung ber konfessionelle Irennungen
hinweg.

Allerdings die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner auch
davor, „die Antworten der Ökumenischen Versammlung VOTN 089 ınfach
aufT die Situation VOTN 2019 übertragen ‚ 1 Aber Iragen bleibe, „ob
nicht die sich verschärfenden weltweiten Überlebenskrisen e1nNe (0[=

Wertschätzung Tur die Grundüberzeugungen der Ökumenischen Versamm-
Jung VOTN 089 seradezu herausfordern Die 2019 erfolgte Kündigung
des INF-Vertrages VOTN 90987 ber die rüstung der nuklearen Mittelstre
ckenraketen 1n Europa Uurc die USA und USSIanı:ı stelle W:  1 alles
1n rage, W2S BIis heute Uurc Entspannungspolitik und kooperative Sicher-
heit erreicht worden IST. /u befürchten SE1 1Un 1n VWettrüsten miıt
nuklearen Mittelstreckenraketen In Europa und eltweit. Das bisherige
ausbalancierte e  ge VON Abrüstungsverträgen Tro aUseinander bre
chen on bringen Politiker die Stationierung VOTN Atomwaltfen 1NSs

18 Abhbhrufbar wwWi.friedenskreis-pankow.de/downloads/ 30 %2 OJahre H20 %CG3 AUOKU:
men.Versammlg%20 Y89.pdf (aufgerufen )

19 Fin Zukuniftsversprechen, das och einzulösen ISst,
AÜ) E3d.
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Die „Ökumenische Versammlung der Christen und Kirchen in der
DDR“ vor über 30 Jahren hat exemplarisch deutlich gemacht, dass die
Frage nach dem Sein der Kirche nicht von der Frage nach dem Handeln der
Kirche in der Welt zu trennen ist.

Die Impulse der Ökumenischen Versammlung aufnehmend wurde im
Februar 2019, dreißig Jahre nach der Verabschiedung der Texte, von nam-
haften Personen des öffentlichen Lebens ein Text unter der Überschrift:
„Ein Zukunftsversprechen, das noch einzulösen ist. Die Ökumenische Ver-
sammlung in der DDR 1989 vor dem Hintergrund globaler Gefahren
2019“18 veröffentlicht. Zu den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern
gehören u. a. Heino Falcke, Renate Höppner, Jochen Garstecki, Ruth Mis-
selwitz, Axel Noack, Konrad Raiser und Friedrich Schorlemmer.

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen sich verschärfenden Pro-
bleme der globalen Welt wie Armut, Hunger, Ausbeutung, Klimawandel,
Flucht, Gewalt und Krieg, die um ein Vielfaches komplizierter, bedrohli-
cher und schwerer politisch zu bearbeiten seien als 1989, betonen die Ver-
fasserinnen und Verfasser, dass die Ökumenische Versammlung in der DDR
Teil einer weltweiten Aufbruchsbewegung war, „die sich den Überlebens-
fragen der Menschheit stellte“ und sich verstand als „Handlungsgemein-
schaft“ der Kirchen und christlichen Gemeinschaften in der DDR zu einem
Modell christlicher Weltverantwortung über konfessionelle Trennungen
hinweg.

Allerdings warnen die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner auch
davor, „die Antworten der Ökumenischen Versammlung von 1989 einfach
auf die Situation von 2019 zu übertragen“.19 Aber zu fragen bleibe, „ob
nicht die sich verschärfenden weltweiten Überlebenskrisen eine neue
Wertschätzung für die Grundüberzeugungen der Ökumenischen Versamm-
lung von 1989 geradezu herausfordern“.20 Die 2019 erfolgte Kündigung
des INF-Vertrages von 1987 über die Abrüstung der nuklearen Mittelstre-
ckenraketen in Europa durch die USA und Russland stelle gegenwärtig alles
in Frage, was bis heute durch Entspannungspolitik und kooperative Sicher-
heit erreicht worden ist. Zu befürchten sei nun ein neues Wettrüsten mit
nuklearen Mittelstreckenraketen in Europa und weltweit. Das bisherige
ausbalancierte Gefüge von Abrüstungsverträgen drohe auseinander zu bre-
chen. Schon bringen Politiker die Stationierung von neuen Atomwaffen ins

18 Abrufbar unter: www.friedenskreis-pankow.de/downloads/30%20Jahre%20%C3%96ku-
men.Versammlg%201989.pdf (aufgerufen am 12.08.2020). 

19 Ein Zukunftsversprechen, das noch einzulösen ist, 1.
20 Ebd.



506 espräch. In dieser sefährlichen S1ituation Tur Europa Mussten die Kırchen
miıt e1ner Stimme sprechen und 1n nukleares VWettrüsten Stel
lung beziehen, argumentiert der Text

Die Verfasser und Verfasserinnen fordern, „dass die drei vorrangigen
ptionen Tur Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung
Bausteimnen e1ner sozlalen, Ökologischen und ethischen Iransformation VOTN

21Politik, Wirtschaft und Gesellscha In Europa und eltweit werden

„Am Morgen der reinel ‘‘ Der Militärseelsorgevertrag

„Am Morgen der Te1Nel begegneten WIT uns auf der Brücke Wır trafen uns und
kannten einander N1IC| wieder IC  ige  : Fragen wurden mit übereilten nNnLiwortien
abgefertigt. ıne 211e schweigen, WE Beschenkte Lun, denen 1in ucC
zufiel, das konkreter olinung und politischem Wiıllen angs schlien, TE-
eien WIT 15C| aufeinander 21N.
Wir BEI und unterschätzen das Gewicht, das nach vierzig Jahren Jeilung das
Wort verformte.
Wir sagten Kırche und nahmen 1Ur mMmurrisch ZUrT Kenntnis, ass WIT csohr untier-

veränderten.“
sCHi1EediiCNE We ;e gehen N, die die Kirchengestalten 1M Wesen

Morgen der Treinel wurde die „besondere (‚ememnscha b der
die beiden evangelischen Kırchenbuüunde In (Ost und West ber die re der
deutsch-deutschen Irennung und Jeilung iIMmMmer fjestgehalten hatten,
UuUrc die Vereinigung der beiden Kırchenbuüunde quası einem Stresstest
Z

Die unterschiedlichen Wege, die die Kırchen aufgrun ihrer jeweiligen
Verortung 1n den entsprechenden politischen ystemen mi1t den damıit VeT-
bundenen csehr verschiedenen kıirchlichen Gestaltungsmöglichkeiten A
gallgel Sind, hatten ZUr Olge, dass sich 1M Zuge der Vereinigungspro-

VOTN EKD und des BEK 1n den 1990er Jahren die rage ach der
zukünftigen Gestaltung der Seelsorge Ooldaten neDen dem Religi1ons-
unterricht und dem Verlahren ZU EiINZUg der Kirchensteuern als e1nNe
der schwierigsten herausstellte enn die Ostdeutschen Kiırchen weigerten
sich 1994, den Militärseelsorgevertrag, der 95 / zwischen der Bundegsre-
publik Deutschland und der Evangelischen Kıirche 1n Deutschlan: erab-
sSschliede worden WAaLIl, übernehmen Bereits aufT der Bundessynode „Zum

Ebd.,
A 'efer Beier: orgen der TeiNnel 1ne Streitschrift, Neukirchen-Vluyn 1995,
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Gespräch. In dieser gefährlichen Situation für Europa müssten die Kirchen
mit einer Stimme sprechen und gegen ein neues nukleares Wettrüsten Stel-
lung beziehen, argumentiert der Text.

Die Verfasser und Verfasserinnen fordern, „dass die drei vorrangigen
Optionen – für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung – zu
Bausteinen einer sozialen, ökologischen und ethischen Transformation von
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Europa und weltweit werden“.21

„Am Morgen der Freiheit…“ – Der Militärseelsorgevertrag 

„Am Morgen der Freiheit begegneten wir uns auf der Brücke. Wir trafen uns und
kannten einander nicht wieder. Wichtige Fragen wurden mit übereilten Antworten
abgefertigt. Statt eine Weile zu schweigen, wie es Beschenkte tun, denen ein Glück
zufiel, das konkreter Hoffnung und politischem Willen längst entzogen schien, re-
deten wir hektisch aufeinander ein.
Wir sagten Staat und unterschätzen das Gewicht, das nach vierzig Jahren Teilung das
Wort verformte. 
Wir sagten Kirche und nahmen nur mürrisch zur Kenntnis, dass wir sehr unter-
schiedliche Wege zu gehen gezwungen waren, die die Kirchengestalten im Wesen
veränderten.“

22

Am Morgen der Freiheit wurde die „besondere Gemeinschaft“, an der
die beiden evangelischen Kirchenbünde in Ost und West über die Jahre der
deutsch-deutschen Trennung und Teilung immer festgehalten hatten,
durch die Vereinigung der beiden Kirchenbünde quasi einem Stresstest un-
terzogen.

Die unterschiedlichen Wege, die die Kirchen aufgrund ihrer jeweiligen
Verortung in den entsprechenden politischen Systemen mit den damit ver-
bundenen sehr verschiedenen kirchlichen Gestaltungsmöglichkeiten ge-
gangen sind, hatten u. a. zur Folge, dass sich im Zuge der Vereinigungspro-
zesse von EKD und des BEK in den 1990er Jahren die Frage nach der
zukünftigen Gestaltung der Seelsorge an Soldaten – neben dem Religions-
unterricht und dem Verfahren zum Einzug der Kirchensteuern – als eine
der schwierigsten herausstellte. Denn die ostdeutschen Kirchen weigerten
sich 1994, den Militärseelsorgevertrag, der 1957 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Evangelischen Kirche in Deutschland verab-
schiedet worden war, zu übernehmen. Bereits auf der Bundessynode „Zum

21 Ebd., 2.
22 Peter Beier: Am Morgen der Freiheit. Eine Streitschrift, Neukirchen-Vluyn 1995, 9.



weılleren gemeinsamen Weg VOTN Bund und &b 1M September 990 In 5Ü /
Leipzig arntien die noch) Ostdeutschen Kiırchen 1n e1inem Jext, der beli
e1ner n  ung ohne Gegenstimmen verabschiedet wurde, VOT e1ner
möglichen Auswelitung des Militärseelsorgevertrages aufT das Geblet der
Glie  Ichen In der DDR. Im Beschluss der Bundessynode e1 „Die
ynode weiß sich ihren eschiu ‚Bekennen In der Friedensirage‘
198 /] sebunden. Die ynode stellt fest, der Geltungsbereich des VOTN
EKD und Bundesregierung seschlossenen Miliıtärseelsorgevertrages Uurc
die Zusammenführung VOTN Bund und EKD keine Ausweitung aufT die 1€:
kırchen des Bundes erfährt.““ Axel 0aC itglie der gemeinsamen
KOmMmMIssion VOTN EKD und BEK ZUr Gestaltung der kıirchlichen Einheit, be

1n der Debatte „FÜür die Kirchen 1n der DDR verschärft sich das Pro
blem außerdem och deshalb, we1l WIr S17 965 der Meinung Sind, nicht
mehr VOTN e1ner srundsätzlichen Gleichwertigkeit der Entscheidung Tur
Ooder den Waflfendiens ausgehen können.  “24 €1 SINg den
Ostdeutschen Kiırchen nicht das „Ob“ der Seelsorge oldaten, SOT1-
dern das „Wie“”

uch 1n den westlichen Glie  Ichen WT der Militärseelsorgevertrag
S17 SEINEer Unterzeichnung 1M Jahr 95 / iImmer wieder 1n kontrovers dis
kutiertes ema 1ne VO  3 Rat der EKD eingesetzte Arbeitsgruppe, die die
edenken der Ostdeutschen Schwestern und Brüder aulnehmen und Vor-
schläge erarbeiten sollte, WIEe die Militärseelsorge zukünftig 1M Bereich der
sesamtdeutschen EKD ges  e werden sollte, egte 993 ihre Ergebnisse
1n Form VOTN ZWE1 Odellen VOTL

Oodell sah e1NerseIlts VOTL, dass nner des bestehenden ılıtär-
seelsorgevertrages die kircheneigenen Strukturen und Zuständigkei-
ten gestär werden ollten Andererseits ahber sollte der 15
rige Bundesbeamtenstatus der Militärpfarrer beibehalten werden
Im Odell wurde Tur eiınen Staatskirchenvertrag plädiert, da
der Bundesbeamtenstatus der Seelsorger innerhalb der gesamtdeut-
schen evangelischen Kıirche nicht konsensfähig se1l Die Soldatenseel
SOTger Ollten In e1inem kıirchlichen Dienstverhältnis stehen und das
Evangelische Kiırchenamt Tur die Bundeswehr Teil des Kirchenamtes
der EKD werden

A /itiert ach: www.militaerseelsorge-abschaffen.de/texte/axel-noack-1990/ (aufgerufen
)

X4 s 0DAC, „ Ja ZUrT Militärseelsorge 1st 21n Blankoscheck In den Händen der ÄArmee.
VWarum die evangelische Kirche In der ehemaligen DDR dem BundesverteidigungsminiSs-
terıum NIC. dienen WIlN”; In Frankfurter Rundschau VOIN9 1 siehe:
wwwWw.militaerseelsorge-abschaffen.de/texte/axel-noack- “O() / (aufgerufen
)
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weiteren gemeinsamen Weg von Bund und EKD“ im September 1990 in
Leipzig warnten die (noch) ostdeutschen Kirchen in einem Text, der bei 
einer Enthaltung ohne Gegenstimmen verabschiedet wurde, vor einer
möglichen Ausweitung des Militärseelsorgevertrages auf das Gebiet der
Gliedkirchen in der DDR. Im Beschluss der Bundessynode heißt es: „Die
Synode weiß sich an ihren Beschluß ‚Bekennen in der Friedensfrage‘
(1987) gebunden. Die Synode stellt fest, daß der Geltungsbereich des von
EKD und Bundesregierung geschlossenen Militärseelsorgevertrages durch
die Zusammenführung von Bund und EKD keine Ausweitung auf die Glied-
kirchen des Bundes erfährt.“23 Axel Noack, Mitglied der gemeinsamen
Kommission von EKD und BEK zur Gestaltung der kirchlichen Einheit, be-
tonte in der Debatte: „Für die Kirchen in der DDR verschärft sich das Pro-
blem außerdem noch deshalb, weil wir seit 1965 der Meinung sind, nicht
mehr von einer grundsätzlichen Gleichwertigkeit der Entscheidung für
oder gegen den Waffendienst ausgehen zu können.“24 Dabei ging es den
ostdeutschen Kirchen nicht um das „Ob“ der Seelsorge an Soldaten, son-
dern um das „Wie“.

Auch in den westlichen Gliedkirchen war der Militärseelsorgevertrag
seit seiner Unterzeichnung im Jahr 1957 immer wieder ein kontrovers dis-
kutiertes Thema. Eine vom Rat der EKD eingesetzte Arbeitsgruppe, die die
Bedenken der ostdeutschen Schwestern und Brüder aufnehmen und Vor-
schläge erarbeiten sollte, wie die Militärseelsorge zukünftig im Bereich der
gesamtdeutschen EKD gestaltet werden sollte, legte 1993 ihre Ergebnisse
in Form von zwei Modellen vor:

– Modell A sah einerseits vor, dass innerhalb des bestehenden Militär-
seelsorgevertrages die kircheneigenen Strukturen und Zuständigkei-
ten zwar gestärkt werden sollten. Andererseits aber sollte der bishe-
rige Bundesbeamtenstatus der Militärpfarrer beibehalten werden.

– Im Modell B wurde für einen neuen Staatskirchenvertrag plädiert, da
der Bundesbeamtenstatus der Seelsorger innerhalb der gesamtdeut-
schen evangelischen Kirche nicht konsensfähig sei. Die Soldatenseel-
sorger sollten in einem kirchlichen Dienstverhältnis stehen und das
Evangelische Kirchenamt für die Bundeswehr Teil des Kirchenamtes
der EKD werden. 

23 Zitiert nach: www.militaerseelsorge-abschaffen.de/texte/axel-noack-1990/ (aufgerufen
am 12.08.2020).

24 Axel Noack: „Ja zur Militärseelsorge ist ein Blankoscheck in den Händen der Armee.
Warum die evangelische Kirche in der ehemaligen DDR dem Bundesverteidigungsminis-
terium nicht dienen will“; in: Frankfurter Rundschau vom 07.11.1990, 15, siehe:
www.militaerseelsorge-abschaffen.de/texte/axel-noack-1990/ (aufgerufen am
12.08.2020).



508 Die 5Synoden aller EKD-Glie  rchen WaTreln ach der Vorlage beider
Modelle aufgefordert, ber die Alternativen abzustimmen 994 Jag das Er
sebnis der Abstimmungen VOT, ach dem sich die Mehrzahl der ber ZWall-

Z1g Glülie  Ichen der EKD alle acht Ostlichen Landeskirchen Tur
Odell und damıit Tur e1nen Staatskirchenvertrag entschieden

Diesem Votum chloss sich der Rat der EKD ehbenfTfalls
Im November 994 sollte 1Un die ynode endgültig ber die

Unftige Form der Seelsorge Ooldaten entscheiden Dazu kam er
1ngs nicht, da die Kiırchen VOTN Hannover und Bayern 1M Vorfeld mitgeteilt
oder edroht hatten, sich e1inem Mehrheitsbeschluss nicht unterzuord-
nen die Bayern hatten S mi1t Austritt AUS der EKD edroht.

Auf der ynode wurde 1C 1n KOmpromiss verabschiedet, ach
dem vorübergehend In den Bundesländern auch kıirchliche Dienst-
verhältnisse Tur die Soldatenseelsorger möglich sSenmın ollten Uurc diese
Übergangslösung hofften ein1ge, doch och e1ner srundsätzlichen Re
Torm des Militärseelsorgevertrages VON 95 / kommen ere e_
ten, dass die TUker ach e1ner sewlssen /Zeit VOTN dem Mehrwert des be
stehenden Vertrages überzeugt werden könnten

Diejenigen, die hofften, dass ach dieser Übergangsphase e1nNe srun
sätzliche Neuordnung der Soldatenseelsorge Uurc eiınen aatSkır
chenvertrag möglich sSeın würde, wurden enttäuscht. 1C WaTien

weniger theologische Gründe, die auch die Ostdeutschen Kiırchen 2003 ZUT
Annahme des bestehenden Miliıtärseelsorgevertrages veranlassten, als
SCHIC pragmatische, sprich Iiinanzielle 1ne Neuregelung der
Milıtär/ dSoldaten-dSeelsorge 1C 1n anderes Kiırchenverständnis
erfordert, welches zumıindest teilweise mi1t der reisgabe der VOlkSkIirchl1
chen Strukturen verbunden geEWESEN ware

Zusammenfassung

948 Tormulierten die Mitgliedskirchen des der Über
schrift: „Die Kıirche und die internationale Unordnung” ihre Überzeugung
97 rieg SO] ach ottes ıllen nicht seın  “ Diese Überzeugung hat DIS
heute Nnichts VOTN ihrer Dringlichkeit verloren, da die „Unordnung der
elt“ die Irias AUS Gerechtigkeit, Frieden und ewahrung der Schöpfung
eltweit edroht.

Die TIredensethischen Positionen der evangelischen Kiırchen In der
DDR wurden den Bedingungen des real exyistierenden Sozialismus,
der deutschen Jeilung, des Kalten Krieges und der atomaren Bedrohung
Tormuliert. Deshalb sSind diese theologisch ljegitimierten Zeugnisse e1ner
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Die Synoden aller EKD-Gliedkirchen waren nach der Vorlage beider
Modelle aufgefordert, über die Alternativen abzustimmen. 1994 lag das Er-
gebnis der Abstimmungen vor, nach dem sich die Mehrzahl der über zwan-
zig Gliedkirchen der EKD – u. a. alle acht östlichen Landeskirchen – für
Modell B und damit für einen neuen Staatskirchenvertrag entschieden
hatte. Diesem Votum schloss sich der Rat der EKD ebenfalls an.

Im November 1994 sollte nun die EKD-Synode endgültig über die zu-
künftige Form der Seelsorge an Soldaten entscheiden. Dazu kam es aller-
dings nicht, da die Kirchen von Hannover und Bayern im Vorfeld mitgeteilt
(oder gedroht) hatten, sich einem Mehrheitsbeschluss nicht unterzuord-
nen – die Bayern hatten gar mit Austritt aus der EKD gedroht. 

Auf der Synode wurde letztlich ein Kompromiss verabschiedet, nach
dem vorübergehend in den neuen Bundesländern auch kirchliche Dienst-
verhältnisse für die Soldatenseelsorger möglich sein sollten. Durch diese
Übergangslösung hofften einige, doch noch zu einer grundsätzlichen Re-
form des Militärseelsorgevertrages von 1957 zu kommen. Andere erwarte-
ten, dass die Kritiker nach einer gewissen Zeit von dem Mehrwert des be-
stehenden Vertrages überzeugt werden könnten. 

Diejenigen, die hofften, dass nach dieser Übergangsphase eine grund-
sätzliche Neuordnung der Soldatenseelsorge durch einen neuen Staatskir-
chenvertrag möglich sein würde, wurden enttäuscht. Letztlich waren es
weniger theologische Gründe, die auch die ostdeutschen Kirchen 2003 zur
Annahme des bestehenden Militärseelsorgevertrages veranlassten, als
schlicht pragmatische, sprich finanzielle. Eine Neuregelung der
Militär/Soldaten-Seelsorge hätte letztlich ein anderes Kirchenverständnis
erfordert, welches zumindest teilweise mit der Preisgabe der volkskirchli-
chen Strukturen verbunden gewesen wäre. 

Zusammenfassung

1948 formulierten die Mitgliedskirchen des ÖRK unter der Über-
schrift: „Die Kirche und die internationale Unordnung“ ihre Überzeugung
„Krieg soll nach Gottes Willen nicht sein“. Diese Überzeugung hat bis
heute nichts von ihrer Dringlichkeit verloren, da die „Unordnung der
Welt“ die Trias aus Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung
weltweit bedroht.

Die friedensethischen Positionen der evangelischen Kirchen in der
DDR wurden unter den Bedingungen des real existierenden Sozialismus,
der deutschen Teilung, des Kalten Krieges und der atomaren Bedrohung
formuliert. Deshalb sind diese theologisch legitimierten Zeugnisse einer
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der Fragilität uNsSsSeTeTr Welt, die sich W:  1 1n besonderer Weise zeigt,
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A Ökumenische Versammlung Iur Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung,
20 Ebd.,
AF Ebd.,
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vergangenen Zeit für die gegenwärtigen friedensethischen Herausforderun-
gen nur begrenzt übertragbar. Die Frage freilich, die 1950 auf der Weißen-
seer Synode gestellt wurde: „Was kann die Kirche für den Frieden tun?“ ist
dieselbe geblieben und verlangt theologisch fundierte Antworten.

Die Präferenz zugunsten der Gewaltfreiheit zog sich als ein Merkmal
friedensethischer Äußerungen der evangelischen Kirchen in der DDR wie
ein roter Faden durch die Jahrzehnte: von dem 1965 in der Handreichung
für die Seelsorge an Wehrpflichtigen formulierten Bekenntnis, Wehrdienst-
verweigerung sei das „deutlichere Zeugnis“, bis zur Ökumenischen Ver-
sammlung in der DDR 1989 mit der „vorrangigen Option für die Gewalt-
freiheit“. 

Der zentrale theologische Gedanke der Ökumenischen Versammlung
1989 war „Gottes Ruf zur Umkehr“. Diese biblische Umkehrpredigt richte
sich seit den Propheten nicht nur an den Einzelnen, sondern an das Volk
und „zielt auf Herz und Verhalten wie auf die Verhältnisse“.25 Angesichts
der Fragilität unserer Welt, die sich gegenwärtig in besonderer Weise zeigt,
wäre die „Katastrophe (…) da, wenn alles so weitergeht.“26 Umkehr führe
nicht – nostalgisch – in die Vergangenheit, sondern – prophetisch – in die
Zukunft. 

Die damals formulierte Selbstverpflichtung ist ein bleibender Auftrag:
„Diesen belebenden, befreienden und Zukunft eröffnenden Charakter der
Umkehrbotschaft haben Christen und Kirchen in die gegenwärtige Überle-
benskrise einzubringen.“27

25 Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung,
28.

26 Ebd., 26.
27 Ebd., 25.


